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maintenance therapy around the world has largely been imple-
mented in specialized drug dependence treatment programmes,
separated from general health services. Treatment of large num-
bers of individuals with opioid dependence, however, demands
the development of community-based health and social services,
and the development of substitution maintenance treatment pro-
grammes that are incorporated within general primary health care
and welfare services.
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sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Christine Köhler-Azara,

liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich freue mich sehr, dass ich heute – so kurz nach meiner Rückkehr aus China und damit gewissermaßen mit einem Außenblick – diese Tagung mit eröffnen darf. Und ich tue das sehr gern, auch weil es die Gelegenheit gibt, das zu behandelnde Thema ein wenig gegen den Strich zu bürsten. Denn ich habe mich in der Vorbereitung gefragt, was denn eigentlich passiert ist in der Zeit meiner Abwesenheit in der Klärung eines als zentral definierten Bestandteils der Substitutionsbehandlung, der – wie Ralf Gerlach bereits auf einem Vortrag im Herbst 2003 etwas spöttisch formulierte - in „terminologischen, interdisziplinären und handlungsfeld-bezogenen Labyrinthen“ verschwinde: „Es gibt sie nicht", sagte er, 
" 'die' PSB, obwohl diese Abkürzung schon seit über einem Jahrzehnt Bestandteil unseres täglichen Praxisvokabulars ist und wir alle zu wissen meinen, was sich dahinter verbirgt und was sie inhaltlich bedeutet“

Und es scheint, wenn man die internationale Literatur und Praxiserfahrung in der Substitutionsbehandlung einbezieht, dass der spezifische Terminus der „Psychosozialen Betreuung bzw. Begleitung“ eine spezifisch deutsche Besonderheit darstellt. Jedenfalls taucht dieser Begriff im gemeinsam von den drei zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen - nämlich WHO, UNAIDS und UNODC - verabschiedeten Positionspapier von 2004 zur „Substitution Maintenance Therapy“, nicht auf bzw. ist nur konzeptionell ausfindig zu machen als Teil der Systemstruktur dieser Behandlung, wenn es dort heisst:
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[WHO/UNODC/UNAIDS. Substitution Therapy in the management of opioid dependence and HIV/AIDS, Geneva 2004]


In den US-amerikanischen “Treament Improvement Protocols“ als best pratice guidelines des National Institute on Drug Abuse (NIDA) wird zum „Medication Assisted Treatment for Opioid Addiction in Opioid Treatment Programs“ ausgeführt, dass
“a comprehensive treatment program improves patient retention in treatment and the likelihood of positive treatment outcomes. Patients who receive regular, frequent, integrated psychosocial and medical services along with opioid pharmacotherapy often realize better outcomes than those who receive only limited services. Counseling services are integral to comprehensive maintenance treatment and can be behavioral, psychotherapeutic, or family oriented. Strategies that target relapse prevention also should be part of any comprehensive treatment program.”

[TIP 43. Medication-Assisted Treatment for Opioid Addiction in Opioid Treatment Programs. Health Services/Technology Assessment Text (HSTAT) of National Library of Medicine ]

Also, es wird davon ausgegangen, dass eine Integration der Substitutionsbehandlung in das bestehende öffentliche System der gemeinde-orientierten Gesundheits- und sozialen Hilfen Sinn macht und zu besseren Behandlungseffekten führt. Allerdings will ich nicht verhehlen, dass vermutlich der ehemalige Leiter des Bremischen Gesundheitsamtes Hans-Jochen Zenker Recht hat, wenn er kürzlich auf dem FDR-Kongress in Hamburg darauf hinwies, dass in Deutschland eine Berufs-, Sektor- und Institutionsübergreifende Kooperation auf erhebliche Hürden stößt, die von Vertretern der modernen Systemtheorie als "operative Geschlossenheit" der handelnden Systeme bezeichnet wird. Ein Beispiel dafür ist die mitunter von ärztlicher Seite vorgetragene Haltung, dass es im alleinigen Kompetenzbereich der Medizin liege, zu entscheiden, ob eine Indikation für weiterführende psychologische und soziale Hilfen besteht. Oder für Patienten mit einer entsprechender Anamnese und Defiziten im Sozialbereich zwar additive psychosoziale Betreuung als "unbedingt angezeigt" zu erklären, gleichzeitug aber darauf hinzuweisen, dass "in kontrollierten randomisiertehn Untersuchungen kein positiver Effekt hinsichtlich einer additiven, engmaschigen, psychosozialen Betreuung in den Erfolgsparametern Retentionsrate und Zusatzkonsum nachgewiesen werden konnte". 
 Ähnlich geschlossen, um systemtheoretisch zu argumentieren, ist aber auch die Haltung, dass "sämtliche über die Vergabe des Substitutionsmittels hinaus gehenden Leistungen, also die psychische und soziale Behandlung, an die Drogenberatungsstellen übergehen müsssen", wie es der FDR in seiner Stellungnahme vom Februar 2007 zur Weiterentwicklung der Substitutionsbehandlung fordert.
 Substitutionsbegleitende Hilfen sind Elemente verschiedener Hilfesysteme und können nicht einem allein zugeordnet werden! 
In den kürzlich verbreiteten 13 Thesen der Deutschen Hautstelle für Suchtfragen (DHS) zur Qualitätssicherung in der Substitution geht die Kritik aber noch einen Schritt weiter und schießt weit über das Ziel hinaus, wenn behauptet wird: "Vielfach wird Substitutionsbehandlung nicht gemäß dem Stand medizinischer Kentnisse und Erfahrungen adäquat umgesetzt". Ähnlich behauptet es das FDR-Positionspapier: "Die suchtmedizinische Qualifikation scheint nicht immer ausreichend zu sein". Es ist ein leider ein altbekanntes Schwarzer-Peter-Spiel: die psychosoziale Seite trifft sich in ihren Zirkeln und argwöhnt über die Anmaßungen der Medizin, während die Suchtmediziner sich ebenfalls in ihren eigenen Strukturen verbleiben und dem bekannten Vorurteil aufsitzen: Hilf Dir selbst, sonst hilft Dir ein Sozialarbeiter! 

Ich will mich deshalb hier noch einmal auf das Positionspapier
 von meinen ehemaligen Bremer Kollegen Gert Schöfer und Anton Bartling aus dem Jahr 2004 beziehen, in dem sie das Problem auf den Punkt bringen: "Alle fordern psychosoziale Begleitung, aber keiner sagt, was es ist!"

Sie verweisen dann auf die unterschiedlichen Anforderungen sowohl der betäubungsmittelrechtlichen Regelungen wie auch der Richtlinen des Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen sowie der Bundesärztekammer, die alle mit diesem Terminus – wenn auch mit semantischen Ausgestaltungen – umgehen. Aber es bleibt auch richtig, dass für die im § 5 der Betäubungsmittelverschreibungsverordnung benannten "psychiatrischen, psychotherapeutischen oder psychosozialen Behandlungs- und Betreuungsmaßnahmen", die  einbezogen werden sollen, sofern sie "erforderlich" sind, keine konkreten Vorgaben vom Gesetzgeber gemacht wurden. Es bleibt zu Recht Teil der Entscheidungsstrukturen der Suchtmedizin und der Suchthilfe, die fachliche Begründung für die Erforderlichkeit zu definieren, und zwar unter Einbeziehung der Klienten! Ein paternalistisches Oktroyieren von Hilfe ist eher schädlich und auch ethisch fragwürdig.   Zu Recht verweisen Schöfer und Bartling darauf hin, dass bei der hohen Zahl der Substituierten in den letzten Jahren es "eine Illusion" ist "Alle mit Allem (was substitutionsbegleitende Hilfen ausmachen können)" zu "beglücken", wie sie es nennen: "Die Hilfebedarfe des einzelnen Substituierten sind sehr unterschiedlich bezogen auf den Umfang, die Indikation, die Inhalte und den Zeitpunkt der Hilfegewährung". Casemanagement, in enger Abstimmung mit Patient und Arzt, sollte genutzt werden, um den konkreten Bedarf an Hilfe zu ermitteln. Das Manual, das dafür im Rahmen des Modellprojektes der Heroingestützten Behandlung entwickelt und wissenschaftlich erprobt wurde, ist noch gar nicht im erforderlichen Umfang genutzt werden. Auch andere Ressourcen sind noch nicht ausgeschöpft: weder begleitende psychiatrische noch psychotherapeutische Hilfen werden nach meiner Kenntnis in Anspruch genommen bzw. angeboten, obwohl sie ja in der Leistungspflicht der Kassen stehen. 
Die Einrichtung spezifischer Fachstellen ist kaum flächendeckend finanzierbar, aber auch nicht erforderlich, weil bei Weitem nicht alle Substituierten als "Wartezimmerunfähig" benannt werden müssen. Schöfer und Bartling haben deshalb ja die "Entideologisierung" der Substitutionsbehandlung gefordert und darauf verwiesen, dass auch eine reine Medikamentenvergabe eine "gesundheitliche Hilfe zur Linderung, Besserung und Verhütung von Verschlimmerung" sei. Das ist kein Plädoyer, die notwendigen Hilfen nicht anzubieten. Aber wir benötigen ein umfassenderes Bild über das tatsächliche Ausmaß des Hilfebedarfes und auch über die Langzeitverläufe der Behandlung. Ich hoffe, dass uns die neue PREMOS
 Studie der Arbeitsgruppe um Prof. Wittchen in den nächsten Jahren dazu bessere Allokationskriterien entwickeln kann. 

Ich habe in den letzten beiden Jahren die rasante Entwicklung der pharmako-gestützten Behandlung einer Opiatabhängigkeit in Osteuropa, vor allem der Ukraine und in Staaten Asiens wie der VR China, Indien, Pakistan oder dem Iran etwas näher verfolgen können und wenn wir unseren Blick über den europa- und besonders deutschland-zentrierten Tellerand hinausbewegen, wird schnell deutlich, auf welch umfangreicher und solider Basis unser Hifesystem tatsächlich steht. In vielen Ländern mit einem allarmierenden Zuwachs von Opiatkonsumenten, von rasent schnell verlaufenden epidemischen Ausbreitungen von HIV und Hepatitis in für uns kaum vorstellbaren Größenordnungen ist es gesundheitspolitisch geboten und evident, möglichst schnell eine umfassende Substitution zu organisieren.  In sogenannten transitorischen Gesellschaften mit nur rudimentären Sozialsystemen, also fehlender Krankenversicherung und unzureichender Gesundheits-, sowie psychologischer und sozialer Versorgung ist von einem psychosozialen Begleitsystem, auf das wir in Europa und ganz besonders in Deutschland zurückgreifen können, nur zu träumen. Ich zeige Ihnen als Beispiel ein Foto von einer Basisversorgungseinrichtung zur Substitution mit Buprenorphintabletten in einem ärmeren Stadtteil von Dehlin, Indiens Hauptstadt. Wie man sieht, muss der Standard sehr niedrigschwellig sein, die Unterschrift zum Erhalt der Tabletten wird mit einem Fingerabruck besiegelt. Bei diesem Projekt geht es um das reine Überleben, um das Nichtinfizieren mit HIV und Hepatitis, nicht um das Herauslösen aus der Sucht. Jedenfalls nicht, solange die soziale Lage für die Betroffenen sich nicht verändert. Armutsbekämfung steht an, nicht Psychotherapie.
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Ich will nicht den notwendigen Diskurs zuschütten über das, was bei uns getan werden sollte, aber es ist mitunter auch gut, sich des Gesamtkontextes bewusst zu werden, in dem dieser Diskurs stattfindet.

Gerade deshalb bin ich sehr gespannt auf die Beantwortung der Fragestellungen, die die Veranstalter heute auf die Agenda gesetzt haben:

· zu welchen Wirkungen kann eine geregelte, zielorientierte Betreuung von Substituierten führen?

· wird die psychosoziale Betreuung der Substitution von der Zielgruppe akzeptiert?

· welchen Nutzen erfahren substituierende Arztpraxen durch die psychoziale Betreuung?

Ich erhoffe uns einige Fingerzeige, in welche Richtung unser Nachdenken weitergehen muss.
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